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Hochschulrecht trifft KI: Rahmenbedingungen 
der KI-Nutzung durch Studierende am Beispiel 
der Universität Graz
Anna Strassmeier

Abstract
Der vorliegende Beitrag setzt sich mit den rechtlichen Rahmenbedingungen des 
Einsatzes Künstlicher Intelligenz durch Studierende an Universitäten auseinander. 
§ 2a HS-QSG ordnet die missbräuchliche KI-Anwendung seit der Hochschulrechts-
reform 2024 ausdrücklich als wissenschaftliches Fehlverhalten ein. Universitäten 
können im Rahmen ihrer Autonomie jedoch weitere Vorgaben für den Gebrauch im 
Studienalltag vorsehen. Neben einer rechtsdogmatischen Betrachtung der öster-
reichischen Rechtslage wird ein Rechtsvergleich der KI-Regulierungen von 18 euro-
päischen Universitäten angestellt. Mit einem Fokus auf die KI-Regulierungen der 
Universität Graz werden diese anhand ausgewählter Parameter analysiert.

Einleitung
Die zunehmende Verbreitung Künstlicher Intelligenz (KI) stellt Universitäten seit 
ChatGPT vor erhebliche rechtliche Herausforderungen. In diesem Beitrag sollen 
der Einsatz generativer KI durch Studierende und die daraus resultierenden stu-
dienrechtlichen Probleme in den Fokus gerückt werden. Durch die Hochschul-
rechtsreform 2024 (Bundesgesetzblatt I 2024/50) wurde § 2a Hochschul-Qualitäts-
sicherungsgesetz (HS-QSG) geschaffen, der die missbräuchliche Anwendung von 
KI erstmalig explizit als wissenschaftliches Fehlverhalten einstuft. Gleichzeitig 
können Universitäten eigene Vorgaben im Rahmen ihrer Autonomie (Art. 81c 
B-VG) festlegen, die den Gebrauch von KI durch Studierende regeln. Der vorlie-
gende Beitrag setzt sich mit der Frage auseinander, wie der Einsatz von KI durch 
Studierende hochschulrechtlich bzw. universitär geregelt ist, und geht in weiterer 
Folge beispielhaft auf die konkreten Vorgaben der Universität Graz ein. Diese wer-
den in Vergleich zu den KI-Vorgaben anderer europäischer Volluniversitäten 
gestellt, um den aktuellen Stand derartiger Regulierungen zu erörtern und Impulse 
für die weitere Diskussion zu gewinnen.

Hochschulgesetzliche Vorgaben
Mit der Hochschulrechtsreform 2024 sollte das Vertrauen in die akademische und 
wissenschaftliche Integrität erneut gestärkt werden (Österreichisches Parlament, 
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2024). Zur besseren Systematik wurden dabei die Legaldefinition der Guten Wis-
senschaftlichen Praxis (GWP) sowie auch die Definitionen des Plagiats und des 
Ghostwritings aus dem Universitätsgesetz (UG) in das für sämtliche Hochschul-
typen anwendbare HS-QSG verlagert (§ 1 Abs. 1 HS-QSG). Diese Neuregelung 
diente der umfassenden Absicherung der GWP, die nunmehr einheitlich im Gesetz 
geregelt ist (Österreichisches Parlament, 2024). 

Ausdrücklich ist – wie auch in der alten Fassung des § 51 Abs. 2 Z. 33 UG – fest-
gelegt, dass Studierende österreichischer Hochschulen (somit auch der Universitä-
ten) im Rahmen ihres Studiums wissenschaftlich redliches Verhalten an den Tag zu 
legen haben (§ 2a Abs. 1 HS-QSG). Sie unterliegen der Pflicht, die GWP im Stu-
dienalltag zu berücksichtigen und einzuhalten (Österreichisches Parlament, 2024). 

Wissenschaftliches Fehlverhalten
Gemäß § 2a Abs. 2 HS-QSG wird festgelegt, dass bei bestimmten Verstößen gegen 
die GWP wissenschaftliches Fehlverhalten vorliegt. Demonstrative Tatbestände 
(arg. „Jedenfalls“) werden in Folge in § 2a Abs. 3 HS-QSG angeführt, wie insbeson-
dere die Nutzung unerlaubter Hilfsmittel (Z. 2), Ghostwriting (Z. 3), das Plagiat 
(Z. 4) sowie das Erfinden oder Fälschen von Daten oder Ergebnissen (Z. 5).

Nähere Bestimmungen zur GWP müssen zudem von den Universitäten gemäß 
§ 2a Abs. 4 HS-QSG in ihre Satzungen aufgenommen werden. Bestimmungen zu 
Maßnahmen bei wissenschaftlichem Fehlverhalten können ebenso festgelegt wer-
den, allerdings besteht hierzu keine gesetzliche Verpflichtung.

KI als unerlaubtes Hilfsmittel
§ 2a Abs. 3 Z. 2 HS-QSG ordnet die „missbräuchliche Nutzung von Anwendungen 
Künstlicher Intelligenz“ als expliziten Beispielsfall für die Nutzung unerlaubter 
Hilfsmittel ein. Eine hochschulrechtliche Legaldefinition zur Verwendung 
unerlaubter Hilfsmittel existiert bis dato jedoch nicht (Witzeneder, 2024). Die 
Ausgestaltung der Prüfungsmethoden – und somit das Ausmaß der erlaubten 
Hilfsmittel – ist als Bestandteil der universitären Autonomie (Art. 81c B-VG) pri-
mär von den Universitäten zu regeln (Novak, 2018). Der genaue Umfang kann in 
den Prüfungsordnungen einzelner Curricula definiert werden (§ 51 Abs. 2 Z. 24, 25 
UG; Novak, 2021). In Bezug auf wissenschaftliche sowie Abschlussarbeiten besteht 
die Möglichkeit, dass der bzw. die Betreuer:in weitere diesbezügliche Vorgaben 
macht, während in Bezug auf Prüfungen die Lehrenden entsprechende Vorschrif-
ten vorgeben können. 

Die Beantwortung der Frage, ab welchem Ausmaß eine missbräuchliche Nut-
zung im Sinne des § 2a Abs. 3 Z. 2 HS-QSG vorliegt, kann nicht pauschal erfolgen. 
Die Bewertung ist abhängig von den im Einzelfall vorliegenden Faktoren, insbe-
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sondere den bestehenden einschlägigen inneruniversitären Vorgaben. Weiters ist 
auch die Eigenständigkeit der erbrachten Leistung zu berücksichtigen. Insbeson-
dere dann, wenn KI bei einer Prüfung ohne nähere Auflagen verwendet werden 
darf (Wala & Felleitner-Goll, 2024; aus deutscher Perspektive Birnbaum, 2023). 

Liegt eine KI-spezifische Regelung für zulässige Hilfsmittel bei einer Prüfung 
vor, ist unter den folgenden Szenarien zu unterscheiden: Sofern die Vorgaben die 
Nutzung von KI gänzlich untersagen, ist jeglicher Gebrauch dieser als Einsatz eines 
unerlaubten Hilfsmittels zu werten. Wird KI jedoch ohne weitere Beschränkungen 
bei einer Prüfung zugelassen, so entspricht ihr Einsatz nicht der Verwendung eines 
unerlaubten Hilfsmittels. Eine missbräuchliche Nutzung kann jedoch in dem Fall 
vorliegen, wenn der bzw. die Nutzer:in gegen sonstige (gesetzliche) Vorgaben ver-
stößt. Ist der zulässige Gebrauch von KI auf ein näher definiertes Ausmaß 
beschränkt, so ist eine Anwendung, die den vorgegebenen Rahmen nicht einhält, 
gemäß § 2a Abs. 3 Z. 2 HS-QSG als missbräuchlich zu erachten (Witzeneder, 2024; 
Heckmann & Rachut, 2024). 

Die Nutzung von KI bei einer Prüfung kann demnach also als missbräuchlich 
eingestuft werden, wenn sie entweder gegen universitäre Vorgaben oder gegen 
sonstige gesetzliche Vorgaben verstößt.

Weitere Tatbestände wissenschaftlichen Fehlverhaltens
Eine Einordnung des rechtswidrigen KI-Gebrauchs als „Ghostwriting“ im Sinne 
des § 2a Abs. 3 Z. 3 HS-QSG ist aufgrund der mangelnden Rechtspersönlichkeit von 
KI-Systemen auszuschließen (Witzeneder, 2024; ausführlich Hanzl & Reinisch, 
2021).

Die Plagiatsdefinition des § 2a Abs. 3 Z. 4 HS-QSG sieht eine gänzliche oder teil-
weise Übernahme fremder Inhalte, ohne dabei den bzw. die Urheber:in angemes-
sen zu kennzeichnen und zu zitieren, vor. Diese Legaldefinition umfasst nicht nur 
die Übernahme vollständiger Texte und einzelner Passagen, sondern auch die 
Übernahme von Theorien, Hypothesen, Erkenntnissen und Daten. Auch paraphra-
sierte Inhalte, die nicht als solche gekennzeichnet werden, sind demnach als Plagiat 
zu klassifizieren (§ 2a Abs. 3 Z. 4 HS-QSG). Vorschriften zur Zitierweise bzw. 
Kennzeichnung von (KI-generierten) Inhalten sind von den zuständigen Akteur:in-
nen der Universitäten (insbesondere Fakultäten, aber auch von Instituten und ein-
zelnen Lehrenden) zu erlassen (siehe bspw. Rechtswissenschaftliche Fakultät an 
der Universität Graz, 2025). Grundsätzlich soll ein angemessenes Zitat die Nach-
vollziehbarkeit der verwendeten Quelle ermöglichen. In dieser Hinsicht können 
KI-generierte Outputs aufgrund ihrer erschwerten Nachvollziehbarkeit Probleme 
bereiten (siehe bspw. Birnbaum, 2023). Inwiefern ein Zitat seinen Zweck letztlich 
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erfüllt, ist anhand der universitären Vorgaben im Einzelfall zu beurteilen (ausführ-
licher siehe Strassmeier, 2025).

Rechtsfolgen bei wissenschaftlichem Fehlverhalten
Wird ein Tatbestand des wissenschaftlichen Fehlverhaltens nach § 2a Abs. 3 HS-
QSG erfüllt, können neben den universitätsspezifischen Maßnahmen (siehe § 2a 
Abs. 4 HS-QSG) auch die gesetzlichen Rechtsfolgen (§§ 73, 89 UG, § 2a Abs. 4 HS-
QSG) einschlägig sein. Letztere setzen jedoch weitere Tatbestandsmerkmale vor-
aus: So verlangen die genannten Normen ein „schwerwiegendes wissenschaftliches 
Fehlverhalten“ im Sinne des § 2a Abs. 3 Z. 2-5 HS-QSG (§§ 73 Abs. 1 Z. 2, 89 Abs. 1 
lit. c UG, § 2a Abs. 4 HS-QSG) sowie auf subjektiver Tatbestandsseite den Vorsatz 
der Studierenden. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das Rektorat als 
zuständiges Organ die betroffenen Studierenden gemäß § 2a Abs. 4 HS-QSG bis zu 
zwei Semester vom Studium ausschließen (Österreichisches Parlament, 2024).

Für die Nichtigerklärung einer Beurteilung nach § 73 Abs. 1 Z. 2 UG sowie für 
den Widerruf inländischer akademischer Grade oder akademischer Bezeichnun-
gen nach § 89 Abs. 1 lit. c UG wird neben dem schwerwiegenden wissenschaftli-
chen Fehlverhalten ein qualifizierter Vorsatz verlangt (Perthold-Stoitzner, 2024, § 
73; Perthold-Stoitzner bezieht sich in ihren Ausführungen auf die Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofs: VwGH 27.7.2004, 2004/10/0021, VwGH 19.12.2005, 
200/12/0051, VwGH 22.11.2000, 99/12/0324; Perthold-Stoitzner, 2024, § 89). Das in 
beiden Normen verlangte Tatbestandsmerkmal „erschleichen“ wird gemäß § 69 
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) ausgelegt und setzt demnach 
einen Vorsatz in Form von mit Irreführungsabsicht getätigten objektiv unrichtigen 
Angaben oder der Absicht, mit absichtlichem Schweigen einen für sich selbst best-
möglichen Erfolg zu erzielen, voraus (Perthold-Stoitzner, 2024, § 73).

Für die Erfüllung des § 73 Abs. 1 Z. 2 UG muss das gesetzte Verhalten zudem eine 
Auswirkung auf die erfolgte Beurteilung gehabt haben (Perthold-Stoitzner, 2024, 
§ 73). Liegen alle genannten Kriterien vor, ist die Prüfung bzw. wissenschaftliche 
Arbeit mit Bescheid für nichtig zu erklären (§ 73 Abs. 1 UG). Bei einer Prüfung ist 
der erfolgte Antritt zudem auf die Gesamtzahl der erlaubten Prüfungswiederho-
lungen anzurechnen (§ 73 Abs. 2 UG).

§ 89 Abs. 1 lit. c UG sieht bei Vorliegen des schwerwiegenden wissenschaftlichen 
Fehlverhaltens und des qualifizierten Vorsatzes vor, dass durch das in studienrecht-
lichen Angelegenheiten zuständige Organ (an der Universität Graz grundsätzlich 
der bzw. die Studiendirektor:in gemäß § 3 Z. 14 des Satzungsteils „Studienrechtli-
che Bestimmungen“ der Universität Graz, 2024; gemäß § 3 Abs. 2 leg. cit. werden 
die Studiendekan:innen mit der Durchführung beauftragt) der zur Verleihung 
eines akademischen Grades oder einer akademischen Bezeichnung ausgestellte 
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Bescheid aufzuheben und einzuziehen ist (§ 89 Abs. 1 lit. c UG). Seit der Hoch-
schulrechtsreform 2024 besteht für Plagiatsfälle bei Bachelor-, Diplom- oder Mas-
terarbeiten zudem gemäß § 89 Abs. 2 UG eine Verjährungsfrist von zehn Jahren ab 
Beurteilung der Arbeit. Diese Frist ist jedoch nicht für Dissertationen vorgesehen 
(zur verfassungsrechtlichen Problematik siehe (Perthold-Stoitzner, 2024, § 89). 

Über die genannten Sanktionen hinaus räumt § 2a Abs. 4 HS-QSG den Universitä-
ten die Möglichkeit ein, weitere Rechtsfolgen in ihren Satzungen festzulegen. Die 
Universität Graz (2024) hat dies in § 25 Abs. 6 (betreffend Prüfungen) und § 40 Abs. 
1-5 (betreffend „wissenschaftliche Leistungen“) des Satzungsteils „Studienrechtliche 
Bestimmungen“ getan. Wird das wissenschaftliche Fehlverhalten noch vor Beurtei-
lung der Leistung festgestellt, sieht § 25 Abs. 6 leg. cit. im Rahmen von Prüfungen 
einen Aktenvermerk und die negative Beurteilung vor (§ 25 Abs. 6 leg. cit.). 

Wissenschaftliche Arbeiten und Bachelorarbeiten sind bei festgestelltem wissen-
schaftlichen Fehlverhalten ebenfalls negativ zu beurteilen und der Verstoß ist dem 
bzw. der Studiendirektor:in zu melden (§ 40 Abs. 1 leg. cit.). 

Bei Feststellung der mangelnden Eigenleistung (aufgrund eines Verstoßes gegen 
die GWP) vor der endgültigen Beurteilung kann der bzw. die Betreuer:in die wei-
tere Betreuung ablehnen und/oder eine gänzlich neue Arbeit von dem bzw. der Stu-
dierenden einfordern. Der/Die Studiendirektor:in hat vor Entscheidungstreffung 
den bzw. die betroffene:n Studierende:n mittels Stellungnahme anzuhören (§ 40 
Abs. 2 leg. cit.).

Auch nach einer aufgrund mangelnder Eigenleistung (wegen Plagiats oder Vor-
täuschung wissenschaftlicher Leistungen) negativ beurteilten wissenschaftlichen 
Arbeit oder Bachelorarbeit kann die erneute Betreuung abgelehnt werden, und/
oder es kann verlangt werden, eine gänzlich neue Arbeit zu verfassen. Auch hier ist 
von dem bzw. der Studiendirektor:in eine Stellungnahme von der betroffenen Per-
son einzuholen (§ 40 Abs. 3 leg. cit.).

Nach bereits erfolgter positiver Beurteilung ist diese gemäß § 73 Abs. 1 Z. 2 UG 
für nichtig zu erklären und der bzw. die Studierende muss eine neue Arbeit ver-
fassen (§ 40 Abs. 4 Satzungsteil „Studienrechtliche Bestimmungen“; Universität 
Graz, 2024). 

KI-Regulierungen an der Universität Graz
An der Universität Graz existieren umfangreiche Vorgaben zum Umgang mit KI: 
Zuletzt wurde im September 2023 durch das Vizerektorat für Studium und Lehre 
der universitätsweite Orientierungsrahmen überarbeitet, der sich mit der Nutzung 
von textgenerierender KI auseinandersetzt (Vizerektorat für Studium und Lehre 
der Universität Graz, 2023). Darin werden Rahmenbedingungen für Studierende 
und Lehrende beim Umgang mit KI erörtert. Der Orientierungsrahmen formuliert 
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primär Empfehlungen zum Einsatz und der Kennzeichnung von KI. Auch eine 
angemessene Anwendung im Einklang mit den Standards der GWP wird darin the-
matisiert. Ergänzend zu den Ausführungen des Orientierungsrahmens wurde 2024 
durch das Schreibzentrum in Kooperation mit dem Zentrum für Lehrkompetenz, 
dem Zentrum für digitales Lehren und Lernen und der Universitätsbibliothek der 
Universität Graz eine Handreichung veröffentlicht, die sich detailliert mit der 
Kennzeichnung von KI im Universitätsalltag auseinandersetzt (Schreibzentrum 
der Universität Graz, 2024).

Zusätzlich verfügt die Universität Graz über eine Website (Schreibzentrum der 
Universität Graz, 2025) mit überblicksmäßigen Informationen für Studierende und 
Lehrende, die teilweise über den Inhalt des Orientierungsrahmens hinausreichen. 

Analyse der KI-Regulierungen der Universität Graz anhand der Regu-
lierungen ausgewählter europäischer Universitäten
Im folgenden Kapitel werden die KI-Regulierungen der Universität Graz auf Basis 
eines Rechtsvergleichs analysiert (siehe Strassmeier, 2025). Konkret geschieht dies 
anhand eines Vergleichs der KI-Regulierungen an ausgewählten europäischen Uni-
versitäten und dabei einer näheren Betrachtung der generellen Zulässigkeit des 
Einsatzes von KI durch Studierende, der rechtlichen Verbindlichkeit der KI-Regu-
lierungen, der Kennzeichnungspflichten von KI-generierten Inhalten und der 
rechtlichen Einordnung als wissenschaftliches Fehlverhalten (siehe mit ähnlicher 
Methodik und Kategorien Moorhouse et al., 2023). In Hinblick auf den Umfang des 
vorliegenden Beitrags können hier bloß beispielhaft einschlägige KI-Regulierun-
gen abseits der Universität Graz angeführt werden (für detaillierte Ausführungen 
siehe Strassmeier, 2025). Es erfolgt somit keine abschließende Aufzählung der uni-
versitären KI-Regulierungen.

Methodik des Rechtsvergleichs
Für den Rechtsvergleich wurden untergesetzliche Vorgaben zu KI von insgesamt 18 
europäischen Universitäten (inklusive der Universität Graz) näher betrachtet. 
Diese werden hier unabhängig von ihrem Rechtscharakter als Regulierungen 
bezeichnet. 

Die untersuchten Volluniversitäten zählen aufgrund ihrer Größe und ihres Stand-
orts zu den wichtigsten öffentlichen Bildungseinrichtungen ihrer Länder. Im Rah-
men des Rechtsvergleichs wurden zudem ausschließlich Regulierungen untersucht, 
die den Einsatz von KI durch Studierende behandeln. Die Vorgaben wurden primär 
durch Onlinerecherche und Kontaktaufnahme mit den Universitäten ermittelt. 
Konkret wurden KI-Regulierungen der folgenden Universitäten analysiert: Univer-
sität Graz, Universität Wien, Universität Gent, Universität Kopenhagen, Hum-
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boldt-Universität zu Berlin (HU Berlin), Universität Tallinn, Universität Helsinki, 
University College Dublin (UCD), Universität Lettlands, Universität Vilnius, Uni-
versität Luxemburg, Universität Malta, Universität von Amsterdam (UvA), Uni-
versität Warschau, Universität Stockholm, Comenius-Universität Bratislava (CU 
Bratislava), Karls-Universität und Universität Zypern. 

Zulässigkeit des Einsatzes von KI durch Studierende
Die Universität Graz weist in ihren KI-Regulierungen einen neutralen Zugang zum 
Einsatz von KI auf: Der Gebrauch durch Studierende wird weder breitflächig zuge-
lassen noch untersagt (Vizerektorat für Studium und Lehre der Universität Graz, 
2023). Es obliegt einzelnen Akteur:innen, insbesondere den Lehrveranstaltungslei-
ter:innen, über die Verwendung von KI zu entscheiden (ähnlich auch Universität 
Tallinn, 2024; Universität Vilnius, 2024). Dabei kommt ihnen ebenso die Kompe-
tenz zu, weitere Vorgaben für das zulässige Ausmaß des Einsatzes zu treffen. Der 
Rechtsvergleich hat gezeigt, dass acht untersuchte Universitäten (ca. 44%) eine 
ähnliche neutrale Position eingenommen haben. Die Hälfte der Universitäten hat 
sich für eine differenzierte Herangehensweise entschieden, indem sie ihren Studie-
renden die Nutzung von KI grundsätzlich erlaubt (ca. 28%; bspw. Universität Hel-
sinki, 2025b; Karls-Universität, 2023) oder gänzlich untersagt (ca. 22%; bspw. Uni-
versität Lettlands, 2024; Universität von Amsterdam, 2023), den universitären 
Akteur:innen jedoch die Möglichkeit einräumt, abweichende Vorgaben zu treffen. 
Eine uneingeschränkte Erlaubnis, bei der ausschließlich etwaige gesetzliche Vorga-
ben (z.B. das Urheberrecht) zu beachten sind, findet sich an keiner der Universitä-
ten. Zu nennen ist an dieser Stelle die Universität Gent (Universität Gent, 2024b), 
die Verbote von KI nur dann als gerechtfertigt anerkennt, wenn diese in der Praxis 
durchgesetzt werden können. Bei schriftlichen Hausübungen wird dies ausgeschlos-
sen, weshalb ein diesbezügliches Verbot an der Universität Gent nicht zulässig ist. 

Ebenso findet sich an keiner der Universitäten ein absolutes Verbot von KI. Einige 
wenige sehen jedoch Verbote in Bezug auf bestimmte Regelungsgegenstände vor. 
Die Universität Helsinki bestimmt bei maturity tests („Reifetests“) ein gänzliches 
Verbot von KI (Universität Helsinki, 2025b). Einer der Gründe für dieses Verbot 
dürfte darin liegen, dass diese Prüfungsform insbesondere auf die Fremdsprachen-
kenntnisse der Studierenden abstellt (Universität Helsinki, 2025a).

Rechtliche Verbindlichkeit der KI-Regulierungen 
Die Vorgaben der Universität Graz sind aufgrund der in den Vorgaben enthaltenen 
Formulierungen (Vizerektorat für Studium und Lehre der Universität Graz, 2023; 
arg. „Empfehlungen“, „können“) sowie der Veröffentlichungsform (so wurde der 
Orientierungsrahmen bspw. nicht im Mitteilungsblatt der Universität Graz veröf-
fentlicht) als nicht verbindlich einzustufen.
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Tatsächlich sind nur wenige der im Rechtsvergleich untersuchten KI-Regulierun-
gen als rechtsverbindlich zu betrachten. Bei den meisten handelt es sich um unver-
bindliche Empfehlungen oder sonstige vergleichbare Vorgaben. Sie können jedoch 
als soft law eine gewisse faktische Rechtskraft auslösen, indem sie (verbindliche) 
Entscheidungen der universitären Organe beeinflussen (zum Begriff soft law aus-
führlich Scholz, 2022). Diese „faktische Verbindlichkeit“ konnte im Rahmen des 
Rechtsvergleichs jedoch nicht näher überprüft werden. 

Die KI-Regulierungen wurden in Vorgaben mit überwiegend empfehlendem 
Charakter und in Vorgaben mit überwiegend verbindlichem Charakter unterteilt 
(Strassmeier, 2025). Letzterer Kategorie wurden auch jene Universitäten zugeord-
net, deren KI-Regulierungen nicht verbindlich sind, die die KI jedoch in anderen 
verbindlichen universitären Vorgaben – insbesondere in Bezug auf Rechtsfolgen – 
nennen (bspw. Universität Gent, 2024a, 2024b; Universität Luxemburg, 2023a, 
2023b). Insgesamt hat sich ergeben, dass die meisten Universitäten (ca. 72%) 
unverbindliche Vorgaben zum Einsatz von KI veröffentlicht haben. Nur fünf der 
behandelten Universitäten weisen rechtsverbindliche KI-Regulierungen auf 
(Strassmeier, 2025).

Kennzeichnungspflicht bei KI-Gebrauch
An der Universität Graz obliegt die Entscheidung, ob KI von Studierenden verwen-
det werden darf, den Lehrenden bzw. den Betreuer:innen einer Abschlussarbeit 
(Vizerektorat für Studium und Lehre der Universität Graz, 2023). Geben diese das 
Einverständnis, so ist die angemessene Kennzeichnung der Nutzung zu vereinba-
ren. Als Orientierung dienen hier v.a. die Vorgaben der Handreichung (Schreib-
zentrum der Universität Graz, 2024). Darin werden neben möglichen Zitiervorga-
ben auch sonstige Arten der Offenlegung, beispielsweise die Nennung in der Eigen-
ständigkeitserklärung oder Auflistung in der Angabe zur Methodik, empfohlen. 
Die Universität Graz sticht im direkten Vergleich mit den untersuchten Universitä-
ten durch die umfangreichen Ausführungen der Handreichung in Bezug auf die 
Kennzeichnung von KI hervor. Vergleichbar detaillierte Vorgaben finden sich 
ansonsten noch in den Regulierungen der CU Bratislava (Comenius-Universität 
Bratislava, 2024b).

Alleine die Universität von Amsterdam behandelt die Offenlegungspflicht beim 
Einsatz von KI in ihren KI-Regulierungen nicht (Universität von Amsterdam, 2023; 
Universität von Amsterdam, 2024). Alle anderen Universitäten führen zumindest 
oberflächliche Informationen zur Offenlegung von KI an. 

Im Gegensatz zur Universität Graz haben die CU Bratislava (Comenius-Universi-
tät Bratislava, 2024a) und die Universität Malta (Universität Malta, 2023) explizite 
Ausnahmen von einem Offenlegungsgebot in ihren KI-Regulierungen festgelegt. 
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Beide Universitäten nennen die Nutzung von KI zur Überprüfung von Grammatik 
und Rechtschreibung als KI-Einsatz, der nicht explizit ausgewiesen werden muss. 
Es lässt sich aus beiden Regelungen ableiten, dass aber Voraussetzung ist, dass die 
KI keinen Einfluss auf den Inhalt des bearbeiteten Textes gehabt haben darf. 

Einordnung als wissenschaftliches Fehlverhalten
Nach österreichischem Recht kann ein missbräuchlicher Einsatz von KI sowohl 
eine Nutzung eines unerlaubten Hilfsmittels als auch ein Plagiat darstellen (Witze-
neder, 2024), eine genaue Einstufung ist einzelfallabhängig. Anknüpfend an die 
alte Rechtslage sieht die Universität Graz eine Einordnung als Täuschungsversuch 
vor (Vizerektorat für Studium und Lehre der Universität Graz, 2023), wozu vor der 
Hochschulrechtsreform 2024 auch die Verwendung unerlaubter Hilfsmittel zählte 
(§ 51 Abs. 2 Z. 32 UG alte Fassung; „Vortäuschen von wissenschaftlichen […] Leis-
tungen“). In den KI-Regulierungen werden keine näheren Angaben zu einer Sub-
sumtion unter die Plagiatsdefinition getätigt. Es wird jedoch auf die Gefahr von 
Plagiaten im Output von KI-Systemen hingewiesen (Schreibzentrum der Universi-
tät Graz, 2025).

Zehn der untersuchten Universitäten haben sich in ihren KI-Regulierungen für 
allgemein gehaltene Bezeichnungen entschieden, die im Deutschen mit „Schum-
meln“, „Betrug“ oder „Täuschung“ übersetzt werden können (cheating, fraud, 
deceit). Sie unterscheiden in der Regel nicht zwischen den verschiedenen Anwen-
dungsfällen von KI, weshalb dementsprechend wohl eine spezifischere Einord-
nung unterblieben ist. 

Von den Universitäten, die konkrete Differenzierungen in Bezug auf das wissen-
schaftliche Fehlverhalten vorgenommen haben, wird am häufigsten die miss-
bräuchliche Übernahme von KI-Inhalten als Plagiat (ca. 33%) behandelt. Die Uni-
versität Helsinki stuft zusätzlich auch die Übernahme von KI-generierten Schluss-
folgerungen ausdrücklich als ein Plagiat ein (Universität Helsinki, 2024). 

Keine der untersuchten Universitäten klassifiziert die unzulässige KI-Nutzung 
als Ghostwriting. Zwei Universitäten ziehen jedoch eine Parallele in Bezug auf ein-
schlägige Rechtsfolgen (Universität Stockholm, 2024; Universität Luxemburg, 
2023a).

Hochschulpolitische Impulse
Aus den untersuchten KI-Regulierungen können einige Schlussfolgerungen für 
eine Best-Practice-Ausgestaltung an Universitäten anhand der zuvor behandelten 
Parameter gewonnen werden (Strassmeier, 2025): Obwohl einige der untersuchten 
Universitäten ihren Studierenden den Einsatz von KI bedingt verbieten, hat keine 
der untersuchten Hochschulen ein gänzliches Verbot ausgesprochen. Ein derartiges 
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Vorgehen wäre aus Sicht der Verfasserin angesichts der zunehmenden Bedeutung 
von KI am Arbeitsmarkt auch keine gewinnbringende Lösung für Universitäten. 
Stattdessen sollte eine umfängliche Ausbildung der AI Literacy von Studierenden 
vorgesehen und gefördert werden (so bereits die Universität Graz, in Vizerektorat 
für Studium und Lehre der Universität Graz, 2023; auch Universität Gent, 2024b). 
Es ist wichtig, dass Studierende den angemessenen Umgang mit KI erlernen und 
sich der mit KI verbundenen Probleme bewusst sind. Ein gänzliches Verbot von KI 
scheitert zudem wohl auch an der praktischen Umsetzung (Wala & Felleitner-
Goll, 2024). Mehrere Studien belegen, dass die Fähigkeiten von KI-basierten Erken-
nungssoftwares derzeit nicht ausreichen, um KI-generierte oder KI-modifizierte 
Inhalte eindeutig feststellen zu können (Weber-Wulff et al., 2023; Dalalah D. & 
Dalalah O., 2023; Perkins et al., 2024). Der Fokus der Universitäten sollte sich also 
nicht auf die Vermeidung, sondern auf die Integration von KI im Universitätsalltag 
richten. 

Die Universität Gent hat ihre Vorgaben zu KI in Form von Empfehlungen veröf-
fentlicht und kann diese dementsprechend vereinfacht anpassen (Universität 
Gent, 2024b; Universität Gent, 2025). Sie nennt allerdings den unzulässigen 
Gebrauch von KI explizit in Art. 78 § 1 ihrer verbindlichen Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung (Onderwijs – en examenreglement Academiejaar 2024-2025) und führt 
darin einschlägige Rechtsfolgen an (Universität Gent, 2024a). Im Gegensatz zu den 
im Rechtsvergleich ersichtlichen Tendenzen, Vorgaben zu KI in einer unverbindli-
chen Form festzulegen, kann diese Mischform als durchaus sinnvolle Vorgangs-
weise angesehen werden. Unverbindliche Regelungen lassen zwar eine gewisse Fle-
xibilität zu, die in Hinblick auf die sich wohl noch weiter entwickelnde KI als 
zweckmäßig erachtet werden kann. In Bezug auf die einschlägigen rechtlichen 
Konsequenzen sollte jedoch eine ausreichende Rechtssicherheit bestehen. Aus Per-
spektive rechtlicher Lai:innen kann durch eine exemplarische Nennung von KI in 
den einschlägigen Disziplinarmaßnahmen eine erhöhte Rechtssicherheit geschaf-
fen werden. 

Sofern die Verwendung von KI zulässig ist, ist es für die Wahrung der Standards 
der GWP essenziell, dass dies entsprechend gekennzeichnet wird. Ausnahmen von 
einer Offenlegungspflicht, wie die der Universität Malta (Universität Malta, 2023) 
und der CU Bratislava (Comenius-Universität Bratislava, 2024a), können dennoch 
als sinnvoll erachtet werden. Es finden sich einige Stimmen in der deutschsprachi-
gen Literatur, die eine Verwendung von KI zur rein formellen Textbearbeitung 
(insbesondere zur Überprüfung von Grammatik und Rechtschreibung) mit einem 
Lektorat durch beispielsweise Angehörige der Studierenden gleichsetzen und 
damit als zulässig erachten (Witzeneder, 2024; Heckmann & Rachut, 2024). So 
kann v.a. die Chancengleichheit unter Studierenden erhöht werden (Witzeneder, 
2024). 



Hochschulrecht trifft KI: Rahmenbedingungen der KI-Nutzung durch Studierende

229

§ 2a HS-QSG bietet bereits eine gute Grundlage für rechtliche Rahmenbedingun-
gen. In allen Fällen benötigen „ideale“ KI-Regulierungen nach Ansicht der Verfas-
serin jedoch auch auf universitärer Ebene verbindliche Rahmenbedingungen mit 
verbindlichen Rechtsfolgen. Eine Überregulierung sollte dabei vermieden werden, 
weshalb detaillierte Ausgestaltungen des rechtlichen Grundrahmens den Fakultä-
ten oder den Lehrveranstaltungsleiter:innen und Betreuer:innen von Abschluss-
arbeiten überlassen werden sollten.

Letztlich gilt es für eine gelungene KI-Integration an Universitäten, nicht nur 
rechtliche, sondern auch ethische und gesellschaftliche Herausforderungen zu 
bewältigen. Dies kann jedoch nicht alleine durch universitäre Regulierungen erfol-
gen, sondern erfordert zusätzliche (gesellschafts-)politische Maßnahmen, die dem 
kontinuierlichen Wandel der KI gerecht werden. Hier ist insbesondere an eine ste-
tige Aufklärung und Auseinandersetzung mit KI zu denken (Strassmeier, 2025)
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